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Rüsten und Abrüsten .
So schwer es ist , während der Dauer des Weltkriegs genau

im einzelnen vorauszusagen , wie nach ihm die wirtschaftlichen
und politischen Verhältnisse sich gestalten werden , so kann man

doch schon jetzt einige grundlegende Tatsachen ohne jeden
Zweifel feststellen . Es ist zum Beispiel bereits heute Tatsache ,
daß mit der Annahme der neuesten , sechsten Kriegskrcdit -
vorlage , der die sozialdemokratische Mehrheitsfraktion wie

allen früheren ihre Zustimmung gegeben hat , die unmittel¬

baren Kosten des Krieges auf 52 Milliarden gestiegen sind .
Vorausgesetzt sogar , daß dies die letzte Kreditvorlage wäre ,

ist damit eine Riesenschuldenlast des Reiches geschaffen . Zu¬

sammen mit der notwendigen Versorgung der Lkriegsinva -
liden und Hinterbliebenen der Kriegsteilnehmer , wie den

anderen zur Deckung der Kriegsschädeu erforderlichen Aus¬

gaben wird sie nach dem Friedensschluß die Aufbringung
neuer Steuern im Betrag von vielen Milliarden jährlich un¬

vermeidlich nach sich ziehen .
Bleiben die heutigen Macht - und Klassenverhältnissc in

den kriegführenden Ländern auch weiter fortbestehen , dann

ist es nicht schwer zu erraten , daß die Hauptlast der Steuern ,
die sich aus dem Kriege überall ergeben werden , auf den

breiten und geduldigen Rücken der arbeitenden Volksklassen
abgewälzt wird . Wie die riesigen Kosten des Krieges , die für
alle beteiligten Länder , und in hohem Maße auch für die neu¬
tralen Staaten insgesamt eine phantasttsche Summe ergeben

dürsten , aus indirekten Stenern aufgebracht werden sollen ,

das ist freilich eine Frage , vor der jedes bürgerliche Finanz¬
genie völlig ratlos steht . Die überraschend schnelle Laufbahn
des Reichsschatzsekretärs Helffcrich , der seinem Ressort eiligst
den Rücken kehrte , nachdem er mehrere Kriegsanleihen und

Steuerprojekte eingefädelt hatte , bestätigt deutlich , daß der

bürgerliche Staat heute schon den durch den Weltkrieg auf¬

geworfenen Finanzproblcmcn gegenübersteht wie der be¬

kannte Zauberlehrling , der die Geister rief - - - -Auf jeden Fall
aber müssen die Arbeiter — immer die Fortdauer der gegen¬

wärtigen Klassenverhältnisse vorausgesetzt — mit aller Sicher¬
heit in Teutschland so gut wie in anderen Staaten mit einer

ganz außerordentlichen Steigerung der finanziellen Staats -

lasten rechnen .
Was sich als das dringendste Interesse der proletarischen

Massen schon aus diesen rein wirtschaftlichen Gesichtspunkten
ergibt , dürfte nach dem einfachen Einmaleins jedermann klar

sein . Jeder weitere Tag , den der Weltkrieg dauert , wirft
natürlich ein neues Gewicht zu der Summe seiner Kosten und

zu den : Berge von Lasten , die nach der Schlußrechnung den

Völkern aufgebürdet werden . Die Geltendmachung des klaren

Willens der proletarischen Massen allerwärts für die rascheste

Beendigung der gegenseitigen Vernichtung der Völker ist dem¬

nach die erste und durchgreifendste Maßnahme gegen die kom¬

mende Belastung . Außerdem ergibt sich aber fiir die Arbeiter¬

schaft als dringende Aufgabe das elementare Abwehrnnttel

gegen Teuerung und öffentliche Lasten : das nachdrückliche
Eintreten für ein Lohnniveau , das wenigstens zum Teil den

unausbleiblichen wirtschaftlichen Druck von der anderen Seite

her ausgleichen würde . Ter gewerkschaftliche Kampf ist die

erste Rettungsplanke der Arbeiterschaft in jeder Periode stei¬
gender Lebensmittelpreise und Stenern . Wie sieht es mm

damit zurzeit ans ?

Die jährliche Veröfsentlichung des Kaiserlichen Statistischen
Amtes zeigt , daß die Lohnkämpfe im Reiche , die gleich nach

Ausbruch des Krieges von den Gewerkschaftsführern offiziell
eingestellt wurden , im vergangenen Jahre noch mehr zurück¬
gegangen sind , als dies 1914 der Fall war . Das Jahr 1915

weist die niedrigsten Beteiligungsziffern an Streiks und Aus¬

sperrungen auf seit Beginn der amtlichen Streikstatistik . Die

Zahl der Streikenden betrug nämlich nur 11639 , die der

Ausgesperrten 1227 Personen . Noch auffallender ist die kurze
Tauer der Lohnkämpfe . Die offizielle Übersicht sagt darüber :

„ Die ttZ7 Arbeitskäuipfe der siebzehn Kricgsmonatc mit

beteiligten Arbeitern umfassen eine Gesamtdaner von gM/o Tagen ,
es entfielen also durchschnittlich auf die einzelnen Arbeitskänipfc
nur 8�7 Tage . Berechnet man die Dauer der Arbeitsstreitigkeit
auf die einzelnen Streikenden beziehungsweise ausgesperrten Per¬
sonen , so kommen auf jede Person nur 3,48 Streik - beziehungs¬
weise Ausspcrrungstage , während im Durchschnitt des letzten
Jahrfünfts vor dem Kriege auf die einzelnen an den Arbeits¬

kämpfen beteiligten Personen 34,16 Tage entfielen . Dementspre¬

chend ist auch die Rcchnungsziffer , welche entsteht , indem man bei

jeder Arbeitsstreitigkeit die Zahl der beteiligten Personen mit der

Dauer der Arbcitsstreitigkcit vervielfacht , sehr gering ; im ganzen
sürd es nur 81 661 verlorene Arbeitstage , die für die siebzehn
Kricgsmonatc auf diese Weise berechnet werden , während seit Be¬

ginn der Streikstatistik die niedrigst « Rechnungsziffer der in ciiiein

Jahre verlorenen Arbeitstage 1386 847 ( im Jahre 1362 ) betrug .
Der so berechnete Umfang der Arbeitsstrcitigkeitcn in den siebzehn

Kricgsmonaten machte also nur 2,68 Prozent der niedrigsten

Jahresziffer in den fünfzehn Jahren vor dem Kriege aus . "

Tie gewerkschaftlich tätigen Genossinnen und Genossen
denken vielfach : nach dem Kriege bricht die Auseinander¬

setzung zwischen Lohnarbeit und Kapital auf der ganzen Linie

mit um so größerer Wucht los . Allein sehen wir zu , ob auf

der Gegenseite das Kapital auch geduldig und burgfriedlich
auf die Zeit nach dem Kriege wartet , um seine Stellungen zu

befestigen .
Lassen wir die offenkundigen Taffachen beiseite , wie sehr

der Krieg und seine lange Dauer selbst dazu führen , die Ap¬

petite und Bestrebungen der großkapitalistischen Industrie
und des Handels zu befriedigen . Die Geschichte der Lebens¬

mittelversorgung . die dank der Kriegslieferungen gezahlten
Dividenden reden eine deutliche Sprache . Aber auch die innere
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Rüstung des Kapitals , der Ausbau seiner sozialen Macht über

die Arbeiterschaft , niacht während des Krieges zusehends un¬

geheure Fortschritte . Der Krieg , wie jede große soziale Krise ,
erschlägt die schwachen Kopitale und kräftigt die starken . Er

fördert die Konzentration des Kapitals . Nach dem

Kriege wird der Arbeiterschaft ein gewaltiger zusammenge¬
balltes , stärker verschanztes und besser ausgeriistetes Kapital
gegenüberstehen . Was das für die soziale Lage der Arbeiter

bedeutet , das sehen und sprechen schon heute klar aus — zwar
bei weitem nicht alle Gewerkschaftsführer des Proletariats ,
wohl aber die Organe der Kapitalistenklasse selbst . Ein rein

kapitalistisches Blatt , die „ Frankfurter Zeitung " , schrieb in

ihrer Nummer vom 3. Juni :

„ Der Krieg konzentriert den Kapitalbesitz in einer relativ kleine¬

ren Zahl von Hände » . Das ist das eine . Das zweite aber , was

vielleicht noch viel folgenschwerer sein wird , ist , daß der Krieg die

Tendenz beschleunigt , das Kommando über das Kapital
und damit auch über die Arbeit bei einer allmählich immer

kleiner werdenden Zahl von leitenden Personen und Stellen zusam¬
menzuführen . — Er beschleunigt die Tendenz zum Großbetrieb ,

zur Fusionierung , zur Kartellicrung , zur Monopolisierung . "

Das wird an der Hand des eben jetzt vollzogenen Zusam -
mcnschlusscs der gesamten chemischen Industrie Deutschlands
zu einer gewaltigen , iin Reiche einzig dastehenden Monopol¬
macht geschildert und daraus der Schluß gezogen :

„ Was derartige großkapitalistische Monopole zu einer ernsten
volkswirtschaftlichen und sozialen Gefahr und damit zu einer der

schwersten und dringendsten — von Regierung und Volksvertretung
in Deutschland allerdings bisher in ihrer schweren Dringlichkeit
durchaus nicht erkannten — ftaatspolitischcn Aufgaben macht , ist
die Ausschaltung jeder Gewcrbefrciheit , die so¬
ziale Übermacht über Angestellte und Arbeiter ,
die unumschränkte Herrschaft über die Vcrarbeitcr
und Verbraucher der monopolisierten Erzeugnisse und die

Möglichkeit zur rücksichtslosen Ausnutzung dieser Herrschaft . "

Selbst Kapitalistcnblätter sprechen also schon von der Ge¬

fahr , die der Arbeiterschaft aus den heutigen Rüstungen des

Kapitals in allernächster Zukunft droht . Das Kapital führt

Krieg , geht auf Eroberungen aus , rüstet gegen die Ar¬

beiter _ _ _ _Und die Arbeiterrüstungen , die Gewerkschaften ?
Die offizielle Streikstatistik gibt die Antwort : die Arbeiter

rüsten ab . Lassalle sagte einmal in einer Rede vor den Ar¬

beitern : „ Die Bourgeoisie hat viel bessere Diener als Sie ,

meine Herren . " Mit den „ Dienern " meinte er die politischen
und wirtschaftlichen Führer .

Bevölkerungsprobleme .
Von Hans Fehlinger . lSchlup . )

Vor dem Kriege bestand ein erheblicher Frauenüber¬
schuß bloß in den höheren Altersklassen , die für die Fort¬

pflanzung nur ausnahmsweise in Betracht kommen . Aber

der Krieg hat viele weibliche Personen der jüngeren Alters¬

klassen überzählig gemacht : sie k ö n n e n n i ch t heiraten oder

wieder heiraten , weil die Zahl der Männer gerade im Alter

der ausgiebigsten Fortpflanzung zu gering sein wird . Die

außereheliche Geburtenzahl dieser übrigbleibenden weiblichen
Personen wird aller Voraussicht nach klein sein .

Es kommt noch hinzu , daß die gewerbliche Arbeit für manche
unverheiratete Mädchen zum Anlaß wird , der Verehelichung
und Fortpflanzung möglichst ans dem Wege zu gehen . Sie

wollen mit Recht das Maß der Selbständigkeit und Freiheit ,
die sie als ledige Arbeiterinnen genießen , nicht mit der Ab¬

hängigkeit von ? Ehenrann und mit der dreifachen Last der

proletarischen Hausfra ? ? , Mutter und Erwerbstätigen ver¬

tauschen .
Wahrscheinlich ist ferner , daß ein erheblicher Teil der zu¬

rückkehrende, ? Krieger , sofern sie Überanstrengungen , Ent¬

behrungen und Leiden in außergewöhnlichen ? Maße ausge¬
standen haben , vermindert fortpflanzungsfähig oder ganz

fortpflanznngsunfähig sein werden , da solche Überanstren¬

gungen usw . nach allen bisherigen Erfahrungen das Kein, -

plasina sehr ungünstig beeinflussen , ja seine Funktionsfähig -
keit häufig aufheben . Bemerkungen über « rangelndes Bedürf¬
nis nach sexuellem Verkehr hört man von den lange Zeit an

der Front befindlichen Soldaten gar nicht selten .
Alle diese Tatsachen werden sich im Sinne einer Abnahme

der Geburtenziffer geltend machen . Diese Abnahme durch
eine ? ? weiteren Rückgang der Sterblichkeit auszugleichen und

so das frühere Maß der Bevölkerungsvermehrung wieder zu

erzielen , scheint ganz und gar ausgeschlossen zu sein . Im
Gegenteil ! Der Krieg hat nicht nur unmittelbar , sondern auch

, nittelbar den Rückgang der Sterblichkeitsziffer zun ? Still¬

stand gebracht , sogar erhöht . Der Rückgang der Sterbeziffer
männlicher Personen in Berlin von 16501 in ? Jahre
1914 auf 14 692 in ? Jahre 1915 oder um 11 Prozent ist nur

scheinbar . Man muß beachten , daß ein sehr beträchtlicher Teil

der Männer durch die Einberufungen aus Berlin abwesend

war . Die Abnahme der Sterbefälle steht in keinem Verhält¬

iris zu der Abnahme der Zahl männlicher Personen . Tie

Sterbeziffer hat also ii ? Wirklichkeit nicht abgenommen .
Wollte man gar die Zahl der im Schützengraben oder an den

Folgen des Kriegsdienstes verstorbenen männlichen Berliner

hinzuzählen , so wäre die Sterbeziffer natürlich gewaltig em¬

porgeschnellt .
Die Zahl der Sterbefälle der weiblichen Personen

nahm in Berlin von 15 247 1914 auf 14 951 1915 ab , also

un ? 296 oder nicht ganz 2 Prozent , während die Gesamtzahl
der weibliche ?? Bevölkerung in geringfügigen ? Maße zunahm .

In M ii n ch e n betrug die Gesamtzahl der Sterbefälle von ?

Januar bis November 1914 8694 und 1915 8635 ( um 59

weniger , obzwar auch hier zweifellos ein sehr starker Rück¬

gang der Einwohnerzahl eingetreten ist ). Auf das männliche

Geschlecht trafen in der clfmonatigen Periode 1914 4432 und

1915 4496 Stcrbcfälle . JndieserStadthatsichalso
diemännlicheStcrblichkeit — trotzVer Min¬

derung der männlichen Bevölkerung — so¬

gar erhöht . Die Säuglingssterblichkeit nahm von 1683

1914 auf 1425 1915 ab ( un ? 15 Prozent ) . Im Vergleich zur

Geburtenzahl , die um 28,4 Prozent abnahm , h a t d i e Z a h l

der Säuglings st crbefälle zugeno innren .

Ist diese Verschlechterung der Sterblichkeitsverhältnisse nur

eine vor ii hergehende Kricgsfolge ? Zu ? ? ? Teil gewiß .
Andererseits ist zu bedenken , daß unter de ?? vielen Kriegs -
invalidcn ? »? d sonst durch die andauernden Strapazen Ge¬

schwächten auf viele Jahre hinaus sich eine erhöhte Sterblich¬

keit bemerkbar machen wird . Die Aussichten für die Zeit nach

den ? Kriege sind also folgende : steigender Geburtenrückgang
aus wirtschaftlichen und gesundheitlichen Griinden , steigende

Säuglingssterblichkeit , weil eine steigende Anzahl Mütter

ihre Kleinen nicht richtig betreuen können , hohe Sterblich -

kcitsziffer und geringere Zcugnngsfähigkcit in der männ¬

lichen Bevölkerung .
Was soll hiergegen geschehen ? Eine gründliche Abhilfe

aller wirtschaftlichen , sozialen und hygienischen Mißstände ist

das einzige Mittel zur Hebung des Volkswohlstandes und

damit auch der Geburtenzahl . Ist eine solche von ? heutigen
Staat zu erwarten ? Was ist bisher geschehen und was plant

man für die Zukunft ? Ein Blick auf die Vorschläge bürger¬

licher Volkswirtschaftler und Hygieniker beweist , daß bis jetzt

an irgendeine durchgreifende Maßnahme nicht gedacht wird .

Um so vielfältiger und bunter ist die Liste der vorgeschlagenen
Mittel und Mittelchen . Da der Vorschlag einer Wirtschaft -

lichcn Begünstigung kinderreicher Familien , etwa durch Ge¬

währung ausgiebiger Steuernachlässe . Aber wir treten ja erst

ein in die Periode unerhört großer neuer Steucrvorlagen . Tort

wird vorgeschlagen die alltnähliche Ersetzung der ii , direkten

Steuern , die die unbemittelten , kinderreichen Familien an ?

härtesten treffen , durch direkte . Ter Vorschlag ließe sich hören
— aber wer ist es , der fiir ihn eintritt ? Die Regierung etwa .

die gerade jetzt mit neuen indirekten Stenern hervortritt ?



Nr . 20 Die Gleichheit 151

Die ausschlaggebenden bürgerlichen Parteien , denen jede indi¬

rekte Steuer lieber ist als eine direkte ? Und außerdem eine

Steuererleichterung wird nie die Kosten decken noch die Zeit
und wirtschaftliche Wohlfahrt schaffen , deren die Aufzucht ge¬

sunder Kinder bedarf .
Als besonders raffiniertes Mittelchen wird die oft be¬

sprochene Junggesellenstcuer gepriesen . Aber eine formale

Ehe ist noch lange nicht gleichbedeutend mit Kinderreichtum .
Natürlich ist eine weitergehende staatliche Unterstützung der

schwangeren und säugenden Mütter nicht zu verachten . Im
Gegenteil , die Sozialdemokratie muß energisch darum kämp¬

fen . Aber das würde nur eine und keineswegs die wichtigste
Quelle des Geburtenrückgangs und der Säuglingssterblichkeit
verstopfen .

Auf eine sehr originelle Idee ist nun Professor Grotjahn
gekommen , der die Einrichtung einer staatlichen Familien -

versicherung vorschlägt — manche bürgerliche Gelehrten halten

ja die Versicherungen für das Allheilmittel in der sozialen
f >rage — , die Mittel der Versicherung sollen von den Unver¬

heirateten sowie den kinderlosen und kindcrarmen Ehepaaren
aufgebracht werden . Aus dem so angesammelten Fonds sollen

Ehepaaren mit einer gewissen Mindestzahl von Kindern

( Grotjahn glaubt drei über fünf Jahre alte Kinder ) Unter¬

stützungen gezahlt werden .

Auf eine wieder ganz andere Idee ist Professor Natorp

verfallen . Er befürwortet die Sozialisierung des

H a u s l e b e n s , darunter versteht er das Zusammenwohnen
der Familien in Genossenschaftsverbänden ( „ Nachbarschafts -

gildcn " ) vor allem zu dem Zweck der gemeinsamen Erziehung
der noch nicht schulpflichtigen Kinder . Diese Organisationen .

sagt Natorp , dürften aber nicht isoliert stehen , sondern sie

müßten verbunden sein mit Organisationen zu „ gemeinsamer

Wirtschaftssorge ( Konsumgenossenschaften ) und mit taug¬

lichen Einrichtungen zu förderlicher Unterhaltung , Korper¬
übung , Spiel , Bildungs - und Kunstpftege der Heranwachsen¬
den und Erwachsenen . . . . Damit würde erreicht , daß die ge¬

dachte Organisatton , ohne äußeren Zwang , dennoch von selbst

etwas vom obligatorischen Charakter annähme , indem der ,

der sich davon ausschlösse , zugleich der wirtschaftlichen und

Vildungsvorteile der gedachten Vereinigung sich berauben

würde . " Das planmäßige Zusammenarbeiten der einzelnen

Familiengenossenschaften will Professor Natorp von staat¬

lichen Zentralstellen aus geleitet haben . Die Kräfte , welche

diese Organisationen bedürfen , könnten nach dieses Gelehrten

Ansicht gewonnen werden durch Einführung der weiblichen

Dienstpflicht . ( ! ) Gleichzeitig wäre das heutige Militärwefen

zu einem System der sozialen ( ! ) und nationalen ( ! ) Erzie¬

hung umzugestalten , so daß es ebenfalls dem Aufbau eines

gesunden Hauslebcns des ganzen Volkes dienstbar gemacht
werden könnte .

Der Kern dieses professoral patriotisch und moralisch zu¬

rechtgestutzten Gedankens ist nicht ganz neu . In manckM

Baugenossenschaften , Gartenstädten usw . ist er teilweise schon

durSMührt . Man versucht durch genossenschaftliche Einrich -

tungen die Hauswirffchaft zu entlasten , durch gemeinsame

Kinderheime , Spielplätze usw . einen Teil der Erziehungslast

der erwerbstätigen Mutter abzunehmen . Und sicher sind

Kinderheime , Horte und dergleichen energisch zu fordern . Ader

auch hier handelt es sich nur um eine Teilforderung , eine

einzelne Reform , die dem Übel durchaus noch nicht an die

Wurzel geht .
Das ist das Bezeichnende an allen den angeführten Vor¬

schlägen : ihnen fehlt jeder systematisch zusammenfassender

Charakter . Es ist ein wahlloses Herumdoktern , ein Zum- besten -

geben mehr oder weniger guter Einfälle , ein Tappen im dun¬

keln , kurzum , es ist sozialpolitische Quacksalberei . Das Prole¬

tariat , das ein Interesse an gesundem , lebenstüchtigem Nach¬

wuchs hat , muß diesem Ragout zusammenhangloser Vor¬

schläge sein wissenschaftlich begründetes , sozialistisch orien -

ttcrtes Sozialreformprogramm energisch gegenüberstellen .

Eine dringend notwendige Auskunft .
Unter dieser Überschrift bespricht Genossin Wengels , Berlin ,

in Nr . 18 der „Gleichheit " die Notwendigkeit einer Reichs -
fraucnkonferenz und frägt an , ob ich denn niemals die Ein¬

berufung einer solchen im Vorstand beantragt hätte .
Seit ungefähr zwölf Wochen bin ich krank und arbeits¬

unfähig , konnte also während dieser Zeit im Interesse der

Frauenbewegung nichts unternehmen , — zu meinem größten
Leidwesen . Vorher Hobe ich jedoch zweimal eine Konferenz an¬
geregt und dringend befürwortet , leider ohne Erfolg . Es
waren in der Hauptsache organisatorische Gründe , die von
Mitgliedern des Vorstandes gegen meinen Vorschlag geltend
gemacht wurden ; auch hielt man , bei den tiefgehenden Diffe¬
renzen in der Partei , die Einberufung einer Frauenkonferenz
nicht für nützlich . Meine geltend gemachten Gegengründe
konnten den Vorstand nicht umstimmen , ebensowenig die An¬

regungen , die aus dem Reiche kamen .

Wenn ich überlege , wie unter dem Kriegszustand mit der

Pressezensur und der starken Einengung des Vereins - und

Versammlungsrechts die Agitation und das innere Partei¬
leben erschwert werden , so müßte , meine ich, diese Taffache
allein genügen , um eine Zusammenkunft und Aussprache von

Genossinnen aus allen Gegenden des Reiches als nötig und

förderlich im Interesse der Gesamtpartei zu erweisen . Das

um so mehr , da vielerorts die Genossinnen Parteiarbeiten
übernommen haben , die vor dem Kriege von den jetzt im

Felde befindlichen Genossen geleistet wurden . Die Frauen

stehen diesen Dingen meistens als Neulinge gegenüber , die

sich erst einarbeiten sollen , und zwar unter den weit schwie¬

rigeren Verhältnissen des Kriegszustandes . Dabei wäre ihnen
eine Aussprache und der Austausch der gemachten Ersah¬

rungen sicherlich eine große Erleichterung , Hilfe und Stütze
gewesen .

Die Einberufung einer Konferenz hätte gerade unter

diesen Umständen eine hohe agitatorische Wirkung ausgelöst
weil sie von den Genossinnen als ein Appell an ihr Persön¬
lichkeitsbewußtsein empfunden worden wäre . Das würde ihre

Arbeitsfreudigkeit belebt , ihren Eifer angespornt , ihre Herzen
warm gemacht haben durch das Gefühl : die Partei schätzt
unsere Mitarbeit , unser gutes , großes Wollen , unfern Fleiß ;

sie will uns das zeigen , indem sie uns in schwerer Zeit auf¬
ruft zu einer gemeinsamen Beratung , in der wir Anregungen
von der Parteilettung und voneinander empfangen und
unter uns austauschen können zum Nutzen für unser Wirken
im Dienste des Sozialismus .

Ein solch stolzes Bewußtsein : nicht nur als Objekt der Be¬

wegung gewürdigt zu werden , sondern als lebendige Kraft ,
als selbständig schaffendes Glied des Ganzen , ist etwas un¬

gemein Wertvolles . Es kann gerade für unsere Bewegung
nicht hoch genug eingeschätzt werden , die so unendlich viel

Idealismus und Begeisterungsfähigkeit braucht . Tie groß ?
Zahl der weiblichen Parteimitglieder bekommt doppelten und

dreifachen Wert , je mehr sie durchglüht ist von unserer sozia¬

listischen Ideenwelt und je fester das stolze und glücklich

machende Bewußtsein des Verbundenseins mit der Gesamt¬

bewegung und der Wertschätzung durch sie all « erfaßt und zur

tätigen Kraft für die Verwirklichung der sozialistischen Ideale
wird .

Außer all den praktischen Anregungen für die tägliche Ar¬

beit , als HUfsmitel zur Überwindung der mannigfachen

Hemmnisse in der Gegenwart hätten wir als Ergebnis der

Konferenz also auch einen großen moralischen Gewinn buchen
können . Unsere Bewegung hätte neue Impulse erhalten , und

die Mitwirkung unserer Genossinnen wäre lebendiger und in¬

haltsvoller geworden .
Wenn ich mit lebhafter Sympathie und warmer Anteil¬

nahme die Tätigkeit unserer österreichisck�en Genossinnen ver¬

folgte , die seit Kriegsdauer schon mehrere Reichskonferenzen
abgehalten haben — abgesehen von den zahlreichen Landes¬

konferenzen — und im Anschluß daran jedesmal eine von der
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Gesamtpartei eifrig unterstützte erfolgreiche Agitation ent¬

falteten : so hat es mich mit tiefer Bitterkeit erfüllt , daß ich
init gebundenen Händen dastehe und so viel unverbrauchten
Idealismus , so große Arbeitsfreudigkeit unserer Genossinnen
ungenutzt lassen muß .

Man vergegenwärtige sich auch die folgenden Umstände .
Tie gewaltige Zunahme der Frauenarbeit macht unstreitig
die Erfüllung der Proletarischen Frauen mit sozialistischer Er¬

kenntnis , macht ihre Einreihung in die Organisation zu einer

der dringlichsten Aufgaben der Partei . Die wichtigsten Pro¬
bleme der wachsenden Frauenerwerbsarbeit , der politischen
Frauenrcchte , der Mutterschaftsfürsorge , des Arbeiterinnen -

uud Jugendschutzes , der Erziehungsfragen und vieles anderes

mehr muß notwendigerweise in den Vordergrund der Dis¬

kussion gerückt werden . Die Genossinnen , durchglüht von

Friedenssehnsucht und schwer bedrückt von den vielerlei Nöten

des Krieges haben das starke und wachsende Bedürfnis nach
einer Aussprache . Wie segensreich müßte da eine Frauenkon -
fercnz wirken !

Gewiß , in allen vom Parteivorstand verschickten Zirku¬
laren , die Agitation betreffend , ist wieder und wieder nach¬
drücklichst auf die Notwendigkeit der Agitation besonders
auch unter den Frauen hingewiesen worden wie auch auf
die Heranziehung der Genossinnen zur Mitarbeit für die

Partei . Ich habe mich bemüht , durch briefliche Anregungen
fördernd zu wirken , durch Petitionen an den Reichstag den

Wünschen der Genossinnen Ausdruck zu geben , durch Ar¬

tikel für die Presse und durch Broschüren Material für die

Agitation zu liefern . Jedoch das alles ersetzt nicht die Per¬

sönliche Aussprache , beides sollte sich vielmehr ergänzen und

gegenseitig wirksamer niachen .
Eine persönliche Aussprache , besonders in einer so beweg¬

ten Zeit wie die gegenwärtige , ist nicht durch schriftliche An¬

weisungen zu ersetzen , bei denen ja innner nur Anregungen
von oben gegeben werden , nie die Genossinnen des Reiches
zu Worte kommen . Auch Bezirkskonferenzcn , von denen übri¬

gens in der Kriegszcit nur drei stattgefunden haben , können

eine Reichskonserenz nicht überflüssig machen , die einen ein¬

heitlichen Charakter in die ganze Agitation bringen soll .

Etwaige organisatorische Schwierigkeiten bei der Einbe -

rusung einer Konferenz : wie die Wahlen vorzunehmen

seien , wie stark die einzelnen Bezirke vertreten sein sollen
und anderes , auch andere hier oder da erhobene Einwände

hätten bei etwas gutem Willen spielend überwunden wer¬

den können .

Gewiß hätten auch die tiefgehenden Differenzen in der

Partei in den Debatten der Konferenz ein Echo gefunden .
Das Gegenteil wäre schlininr und sicher kein Zeugnis poli -

tischer Reife für unsere Genossinnen . Aber ist das Vorhan¬

densein von Meinungsverschiedenheiten ein Grund , eine

nötige Aussprache zu unterlassen ? Meiner Ansicht nach ganz
und gar nicht . Was uns allen das Herz bewegt und all unser

Denken gefangen nimmt , ist die Sorge um die Zukunft un¬

serer Partei . Tie Auseinandersetzungen über die politische
Taktik und die Theorie unserer Bewegung sollen und dürfen
kein „ Kräutlein Rührmichnichtan " für die Genossinnen sein .
Diese müssen vielmehr mit der ganzen Glut ihrer Seele und

der Kraft ihrer Erkenntnis teilnehmen an den Parteidiskus¬
sionen , an den Beschlußfassungen in den Organisationen , um

als vollwertige Mitglieder die Zukunft unserer Bewegung
mitzubestimmen . Dabei ist mir sehr Wohl bekannt , daß unter

den Genossinnen keine einheitliche Auffassung über die Par -
teikrisis vorhanden ist : auch sie sind in Gruppen gespalten .
Bei einer Diskussion über all die umstrittenen Fragen hätte
ich also keineswegs die Konferenz geschlossen hinter mir . Ich
wäre jedoch eine sehr schlechte Vertreterin der Genossinnen
im Vorstand , wenn mich das schrecken und veranlassen würde ,
einer Auseinandersetzung aus dem Wege zu gehen . So heiß

ich natürlich im innersten Herzen wünsche , daß alle Genos¬

sinnen niit mir den Minderheitsstandpunkt teilen möchten ,
und so tief ich von der Richtigkeit meiner Auffassung durch¬

drungen bin , so wertvoll halte ich jede sachliche Diskussion
über die strittigen Fragen im Interesse der Klärung , die

allein die Vorbedingung ist für die Wiederherstellung der

Einheitlichkeit der Auffassung und der Aktionen . Die Über¬

zeugung von der Unanfechtbarkeit und Richtigkeit der grund¬

sätzlichen Auffassung der Minderheit , das Vertrauen zu der

Macht unserer Gründe gibt mir die Gewißheit , daß jede

sachliche Aussprache der Partei nur nützen kann , sie würde

die Erkenntnis unserer Genossinnen sicherlich vertiefen .
Trotz allem bin ich keineswegs der Meinung , daß eine

grundsätzliche Auseinandersetzung über die Parteidifferenzen
die Konferenz überwuchert hätte und daß für die Agitation
nichts Ersprießliches herausgekommen wäre . Ganz gewiß
nicht ! Recht viele der Genossinnen wären mit Wünschen ,
Fragen und Vorschlägen der verschiedensten Art gekonmien ,
um für die praktische Tagesarbeit Fördersames heimzu¬
bringen . Eine wenn auch kurze Besprechung der oben ange¬

führten Problenie hätte eine Fülle von Anregungen für die

praktische Arbeit und für die theoretische Beurteilung dieser

Dinge gebracht . Just die AnWendling unserer theoretischen
Erkenntnis bei der Inangriffnahme praktischer Arbeit hat

sich noch stets als besonders fruchtbar und erfolgreich er¬

wiesen . Das würde sich auch auf der Frauenkonferenz ge¬

zeigt haben . Im Hinblick auf das alles bedaure ich es um so

tiefer , daß ich mit meinen Vorschlägen im Vorstand in der

Minorität geblieben bin . Ich nehme es der Genossin Wen -

gels deshalb auch durchaus nicht übel , daß sie ihrem Be¬

dauern und ihrem Arger iibcr das Ausbleiben einer Kon¬

serenz Ausdruck gegeben hat . Ich bin überzeugt , daß die

tüchtigsten unserer Genossinnen ähnlich wie sie denken .

_ _ _ __ Luise Zietz .

Politische Rundschau .
Die Zensurdebatten im Reichstag . Seit Ausbruch des Krieges

und Versündigung bcs Burgfriedens war es ziemlich friedlich zu¬

gegangen im Wallothaus am Kronprinzenufer . Die Regierung

durfte zufrieden sein . Das Interesse an der „ nationalen Verteidi¬

gung " schloß ihren Kritikern den Mund , und auch in der sozial¬

demokratischen Fraktion fand sich außer dem einen Liebknecht nie¬

mand , der den Machthabern ernstlich Unannehmlichkeiten bereitet

hätte . Dafür sorgte ja schon die Mehrheit mit eiserner Faust . Im
Lande draußen aber schufen Zensur und Belagerungszustand die¬

selbe Stille . Und es wurde noch stiller draußen , nachdem einmal

der erste Kricgsrausch vorüber war , nachdem die verfehlte Lebens¬

mittelpolitik der Regierung ihre ernüchternde Wirkung übte , und

nachdem die unabsehbare Dauer des allgemeinen Blutbads der

Sehnsucht nach Frieden , nach Verträglichkeit , nach geordneter
Kultur - und Erwcrbsarbeit die Herzen geöffnet hatte .

Diese Stille trog aber . Sie war ja nicht freiwillig . Unter der

Decke bildeten sich verschiedene Herde der Unzufriedenheit mit den

maßgebenden politischen Stellen . Von der internationalen Friedcns -
arbcit überzeugter Sozialdemokraten und ihrer grundsätzlichen

Gegnerschaft gegen jeden Burgfrieden soll hier gar nicht geredet
werden . Die Stimmen , die hier in Betracht kommen , wandten sich

nicht gegen den Burgfrieden und nicht gegen den Belagerungs¬

zustand im allgemeinen . Sie murrten nur über die sogenannten

Auswüchse , über einzelne Schönheitsfehler und Mängel der Tinge .

Dieses Murren fand sein parlamentarisches Echo in den verschie¬
denen Zensur - und Lcbensmitteldcbattcn des Reichstags .

Natürlich blieb zunächst alles beim alten . Es ist eine alte Weis¬

heit , daß man es nicht allen Leuten recht machen kann . Das wußte

auch die Regierung . Sie brauchte übrigens nur jedesmal energisch

auf den „ Feind " zu weisen , und die kritischen Stimmen verstumm¬

ten . Ter zusammenschließende Druck von außen war stärker als

die zentrifugalen Tendenzen von innen . Niemand rügte einzelne

Vorstöße der Sozialdemokratie , zumal ihrer radikalen Vertreter ,

schärfer als die bürgerlichen Parteien des Zentrums und der

Rechten . Im Interesse des Vaterlandes hatte man zu schweigen .
Mit der Zeit aber wandte sich das Blatt . Nicht nur die sozial¬

demokratische Minderheit fand den Mut zu tadeln , es erwachte eine

starke Opposition gegen die Regierung gerade in jenen bürger¬

lichen Kreisen , die den einzig echten Patriotismus in Erbpacht zu

besitzen sich den Anschein geben , in den Kreisen der Schwer - und

Rüstungsindustrie , der Hochfinanz , des Junkertums . Das hatte

seinen guten Grund . Je länger der Krieg dauerte , desto gebiete -
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rischcr heischte die Frage nach seinem wahren Zweck und Ziel eine

deutliche Antwort . Der Begriff der „ Batcrlandsvcrteidigung "

mochte ja für die große , politisch ungeschulte , ökonomisch unselb¬
ständige Masse genügen , die eigentlichen Träger des kapitalistischen
Systems in seiner höchstentwickelten , imperialistischen Form

brauchten „ reale Garantien " . Sie knüpften bei diesen Worten des

Reichskanzlers an , um aus jede mögliche Weise die Regierung für
ihre extremen Weltherrschaftsfordcruugcn festzulegen , beziehungs¬

weise sie in die gewünschte Bahn hineinzudrängen .
Hier aber gerieten sie in die Fußangeln der Zensur und des Be¬

lagerungszustandes , die ihnen sonst ganz angenehm und nützlich

erschienen sein mochten . Nach der Meinung der betreffenden Kreise

schlug die Regierung einen tadelnswerten Mittelweg ein ; es dünkte

ihnen , daß sie sich allzusehr mit der Sozialdemokratie und den Ge¬

werkschaften anbiederte , daß sie mehr im Fahrwasser der Handels -
wclt und der verarbeitenden Industrie schwamm , als das den

Schwcrindustricllen und Junkern lieb war . Und nun hatte diese

Regierung gar die Keckheit , sie , die einzig wahren Patrioten , mit

der Zensur zu behelligen ! Das Auswärtige Amt , so raunte und

tuschelte es , hatte seine Hand dabei im Spiele , von selbst hätten
die militärischen Befehlshaber den imperialistischen Scharfmachern

sicher kein Bein gestellt .
Die Fälle häuften sich. Als gar die Regierung in der H- Boot -

fragc eine verständige , nach Ansicht der extremen Kriegstreiber

schlappe Haltung einnahm , als die Bcschlagnahmp der Petition des

Herrn Or . Dietrich Schäfer erfolgte , die man in Massenauflage

verschickt hatte , als die Zensur gegen Artikel einschritt , die die

„ Stimmung im Volke heben " sollten , als im Reichstag die kon¬

servativen und nationalliberalcn Anträge zur Il - Bootfrage unter¬
drückt wurden — da erkannten jene Kreise , wo ihr augenblicklich
gefährlichster Gegner zu suchen sei . Nämlich nicht am weitesten
links , in der ohnmächtigen , verwirrten und mindestens zur Hälfte
sozialpatriotisch gewordenen Sozialdemokratie , sondern in einer

Regierung , die nicht abgeneigt schien , einen Frieden zu schließen ,
der nach Ansicht der unentwegten Weltmachtspolitikcr ein „ vor¬

zeitiger und fauler Frieden " sein würde .
Die Nationallibcralcu uitd die Rechtsparteien frondicrten also .

Und da es den Angehörigen der herrschenden Klassen selten au ge¬
sundem politischem Instinkt , an einem hohen Grade von Rücksichts¬
losigkeit und Energie fehlt , wo ihre Klasscnintcresscn in Frage kom¬

men , so scheuten manche frondierenden Politiker auch nicht vor

Mitteln zurück , die mit Burgfrieden und Belagerungszustand in

striktem Widerspruch standen , wie das vom Reichskanzler in seiner
Rede vom S. Juni gekennzeichnete Pamphlet .

Der angehäufte Zündstoff kam zur Entladung in den Zensur -
debatten der letzten Rcichtagssitzung . Die Regierung und zumal
der Reichskanzler wurden hier ganz offen gezüchtigt . Nun soll mau
aber nicht glauben , der Zorn der Herren aus dem konservativen
und nationallibcralen Lager habe sich gegen die Zensur und den

Belagerungszustand als Einrichtung gerichtet . Weit gefehlt . Alle

ihre scharfen Anklagen gegen die gegenwärtige Handhabung der

Zensur gipfelten in dem Nachweis , daß die Zensur das gar
nicht aus eigenem Willen tue , sondern auf das Geheiß des

Auswärtigen Amtes , im Auftrag also des Reichskanzlers .
Gegen ihn und seine Politik ging der Angriff . Den Reichs¬
kanzler machten sie verantwortlich , daß die Schärfe der Zen¬
sur sich auch gegen die blinddraufgängerischen Weltherrschafts -
politikcr wandte . Die „ Nationalliberale Korrespondenz " hat denn

auch erfreut als einzigen Erfolg der Rede des Genossen Ditt -

mann konstatiert , er habe den bündigen Beweis erbracht , daß
bei Erlaß des Belagerungszustandgcsetzcs von 18S1 es dem Ge¬

setzgeber ferngelegen habe , eine militärische Diktatur herbeiführen
zu wollen . Vielmehr sollten die militärischen Be¬

fehlshaber gegenüber der Regierung und diese
gegenüber dem Parlament die verfassungs¬
mäßige Verantwortlichkeit tragen .

In diesem einen Punkte , aber natürlich nur in diesem cmcn
Punkte , berührten sich die Forderungen von rechts und links . Hier
wie da wollte man , daß die militärischen Befehlshaber , soweit sie
vollziehende Organe für Belagerungszustand und Zensur sind , dem

Reichskanzler und dieser dem Reichstag verantwortlich sein müssen .
Daß auch die Rechtsparteien diese Verantwortlichkeit wünschen , ist
nicht etwa ein Beweis irgendwelchen Umlernens in der Richtung
der Demokratie . Es ist einfach der Ausdruck der Tatsache , daß die

Herren sich stark genug fühlen , den ganzen Reichstag geistig zu be¬

herrschen und durch ihn die Politik der Negierung und die Haltung
der Zensur bestimmend zu beeinflussen .

Außer diesein Feuerüberfall aus Geschützen schwersten Kalibers ,
der von rechts kam , hatte die Regierung auch ein Schrapncllfeuer

von links zu bestehen . Es wird sie nicht sonderlich aufgeregt haben .
Gewiß empfand sie manches unangenehm , was die Genossen D i t t -

mann , Stadthagcn und sogar Genosse N o s k c sagten im Hin¬
blick auf die Stimmung im Volke und auf das Ausland . Besonders
Genosse D i t t m a n n hat die Zensur und die Praxis der Schutz¬
haft außerordentlich schwer belastet und als System grundsätzlich
mit Wucht bekämpft . Auch die Behandlung der „Gleichheit " , zu¬
mal ihrer Frauentagsnummer , hat er hierbei gebührend gekenn¬
zeichnet . Er hat beweiskräftig die Verfassungswidrigkeit des gel¬
tenden Zustandes dargelegt . Aber wie gesagt : im großen ganzen
wird das alles die Regierung wenig aufgeregt haben . Denn wer steht
hinter den Abgeordneten der Linksparteien ? Die Massen der Klein¬

bürger und Proletarier . Diese Massen haben sich aber als außer¬
ordentlich unpolitisch , unaktiv und lenkbar bewiesen . Hinter Män¬
nern dagegen wie O r t e l, W c st a r p, Hirsch , S t r e s e m a n n

steht eine ganz andere Macht , eine Macht , mit der sich nicht spaßen
läßt . Man beachte nur den Ton und die Freimütigkeit , mit der rechts¬
stehende und nationalliberale Blätter die Zensurdebatteu und die

Haltung der Regierung zu kommentieren wagten . Hat sich doch die

„ Deutsche Tageszeitung " zu folgendem Winke mit dem

Zaunpfahl verstiegen . Sie spricht von Kreisen , „ auf die Rücksicht

zu nehmen die Regierung allen Anlaß hat " , lind sie fährt fort :
„ Daß diese Kreise von der Entgegnung des Staatssekretärs des

Innern , und zwar von ihrem Ton wie von ihrem In¬
halt , nicht sonderlich angenehm berührt werden

dürften , liegt auf der Hand . Abgeordneter Graf Westaro
hob am Schlüsse seiner Bemerkungen gegen Herrn Or . Hclffcrich
mit ungewöhnlichem Nachdruck hervor , daß die konservative Partei

sich die Kritik der auswärtigen Politik vorbe¬

halten müsse und bereit sei , die Verantwortung dafür

zu tragen

_ _ _ _
"

Das ist eine stolze , selbstbewußte Sprache . Die konservativ - libe¬
rale „ Tägliche Rundschau " schreibt : „ Nach wie vor , und

nach diesem letzten Tage der Zcnsurdcbattc erst recht , sind wir im

Gegensatz zu Herrn Hclffcrich der Meinung , daß diese unzwei¬
deutige Aussprache über den U u s e g c n und die Unhaltbar -
keit unserer Jens Urzustände ein wahrer Segen , eine

wahre Gcwissensrcinigung der Nation bedeutet . Das Traurige da¬
bei ist , daß eine solche Gewisscnsreiniguug in solcher Zeit und

solcher Sache notwendig wurde . Wer aber die Schuld trägt , das
darf wohl als vor dem Forum der Geschichte endgültig festgestellt
gelten . Verblüffend , daß , nach Herrn Helfferichs Reden zu schließen ,
in Ncgicrungskreisen auch jetzt noch nicht erkannt ist , daß die Zen¬
sur , so wie sie bis jetzt war und ist , nur Krankheitssym -

ptomc unterdrücken , aber keinen Krankheitsstoff
aus dem Körper der Nation ausscheiden kann . Jni

Gegenteil : sie hemmt die Ausscheidung , sie st a u t den

Giftstoff an und v e r s ch l i m in c r t vorhandene
Übel , statt sie durch heilsame Förderung des gei -

stigcn Stoffwechsels sich auf dem natürlichsten
Wege ausheilen zu lassen . Die Zensur , das haben wir

doch nun schon oft genug erfahren , kann nur eine Weile hintan -
haltcn , was sich dann , wie in dieser Zensurdcbatte , mit um so
stärker angestauter Heftigkeit an Kritik über die Regie¬

rung ergießt . Was jetzt übcr ' diese in stürmischen Sturzbächeu

hereinbricht , wogegen die Herren Helfferich und Jagow vergebens
die Hände breiten , das hätte sich ohne die als Staubecken arbeitende

Zensur in einem befruchtenden Bache verhältnismäßig geruhig
verlaufen _ _ _ _Herr Helfferich glaubt es sich zum Verdienst rechnen

zu dürfen , daß er „die Aussprache über die Steuerfragen nicht ein¬

geschränkt " hat . Das spricht Bände . So üppig ist der Wahn

aufgc wuchert , daß man alles , aber auch alles , in

den Hirnen und Herzen der Nation totzcnsiercn

lassen dürfe . Wie wäre es sonst möglich , daß Herr Helfferich
überhaupt auf die Idee kommt , daß er sich und seine Kriegsnot -
steuerflickarbeit ja ebensogut wie etwa unsere auswärtige Politik
unter den dräuenden Schutz des Zensursäbcls hätte stellen
können ? Aber das ist eine Kleinigkeit gewogen an dem Gesamt¬

gewicht von schwersten Unannehmlichkeiten , die sich
die Regierung an diesem Tage , einem wahrhaft schwarzen

Tage für sie , zugezogen hat . "
Das hätte unsereiner einmal schreiben sollen ! Und haben nicbt

dieselben Herren früher jedenVersuch von sozialdemokratischer Seite ,

auch andere , ebenso notwendige „ Gcwissensrcinigungen " vorzuneh¬
men , als vaterlandsschädlich , ja landesvcrräterisch gebrandmarkt ,

ganz wie Herr Or . Helfferich , und hat nicht derselbe Reichstag noch
vor kurzem sein sichtbares Gewissen , den Genossen Liebknecht preis¬

gegeben ? Es war zum FcnMr hinausgeredet , wenn Genosse
D i t t m a n n am Schluß seiner wirkungsvollen Rede ausgerechnet
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diesen Reichstag auffordert , die Regierung zu z w i n g c n, B « r -

f a s s u n g und Gesetz wiederherzustellen . Die Regierung brauche

die Zustimmung des Reichstags zu einer grogen Steucrvorlage .

sie brauche seine Zustimmung zum Reichsbudget , sie brauche die

Zustimmung zu einer neuen Kreditvorlage . Ob es noch stärkere

Trümpfe für ein Parlament gäbe ? Die Regierung müsse nach¬

geben . Sic könne nicht vor dem In - und Ausland das Odium auf

sich laden , gerade jetzt den schwersten Konflikt mit dem Parlament

herauszubeschwören . Der Reichstag sei stark , wenn er stark sein
wolle .

Aber der Reichstag will gar nicht stark sein . Die Rechtsparteien
denken nicht daran / Zensur - und Belagerungszustand ausheben zu
wollen , sie begehren nur mehr Ellenbogenfreiheit für die An -

ncxionshetze . Die Linksparteien möchten wohl Zensur - und Belage¬

rungszustand aufheben , aber sie fürchten die Konsequenzen , sie

fühlen sich zu schwach , diese Koirscqucnzcn zu ziehen . Auch der So¬

zialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft fehlt bis jetzt der Wille , für

ihren Kamps jene Machtmittel einzusetzen , die sich aus der besonde¬
ren Rolle ergeben , die in der Wirtschaft der Gesellschaft jene Klaffe ,

spielt , deren Interessen sie vertreten will . Äurzuni , die Zensur -
dcbatten im Reichstag sind politisch zu bewerten als erfolgreicher

Borstotz der Rechtsparteien , um die Regierung in ihrem Sinne zu
l >ceiiislusscn . Daß sie Erfolg hatten , beweist nicht zum mindesten
der Ton und Inhalt der Kanzlcrredc vom 2. Juni , die Flucht des

Herrn v. Bcthmann Hollweg in die Öffentlichkeit .

Notizenteil .
Anterm Belagernngszustand .

Verhaftungen in Leipzig . Am 1V. Mai wurde Genosse Schu¬

mann , Redakteur an der „ Leipziger Volkszeitung " , aus seiner

Wohnung von einem Kriminalbeamten aufs Polizciamt geholt .
Dasselbe geschah mit den Genossen Bolsdorf , Voigt und der

Genossin Werth er . Gegen Mittag wurden die Verhafteten wie¬
der freigelassen . Einige Tage später , am 20. Mai , wurde Genosse
Schumann nochmals auf das Polizciamt geholt und festgehalten .
A m 1. Juni erfolgte die Verhaftung des Genoffen Langrock .
Am 3. Juni wurde Genosse Schumann wieder entlassen . Wie die

„ Leipziger Volkszeitung " mitteilt , erfolgte seine Verhaftung unter
dem Verdacht , Landesverrat durch Verbreitung von Schriften be¬

gangen zu haben , in denen zum Ungehorsam gegen Gesetze und

Verordnungen aufgereizt sein sollte . Der Oberreichsanwalt hat
aber die Verfolgung wegen Landesverrats abgelehnt . Es bleibt also
» ur die Anklag « wegen Aufforderung zum Ungehorsam gegen Ge¬

setze und Verordnungen .

Für den Frieden .

Die sozialistische Partei der Vereinigten Staaten zur Frage
der Militärkredite . Wie die „ Sentinclle " berichtet , hat eine bor¬

läufige Abstimmung der Mitglieder der sozialistischen Partei der

Vereinigten Staaten über die „ Kriegsbereitschaft " stattgefunden .
Danach wurde mit 11041 gegen 782 Stimmen der Beschlug ange¬
nommen , alle Vertreter derPartei auszuschließen ,
die für Militär - oder Marinetredite stimmen
würden . Dieser Bcschluh ist ein Menetekel für Genossen mit

sozialpatriotischen Neigungen . Man erinnere sich dabei twr ent¬

schiedenen Antikriegsresolution der British Socialist Party an

Ostern . Die Klärung und Gesundung in der sozialistischen Inter¬
nationale schreitet auch ausserhalb Deutschlands fort .

Keine Halbheit dulden die italienischen Genosse » . Als neulich
auf ihrer Besuchsrcise in Italien russische Dumamitglieder auch
Mailand berührten , beteiligten sich der sozialistische Bürgermeister
und zwei Mitglieder der sozialistischen Stadtverwaltung an dem
feierlichen Empfang . Sofort brache der „ Avanti " einen scharfen
Protest gegen dieses Verhalten . Die Italien bereisenden Duma -

mitgliedcr , so machte er gclteird , gehören der Kricgspartei an . Das

erste , was der sozialistische Bürgermeister diese Leute hätte fragen
sollen , wäre gewesen , warum sie nicht dafür gesorgt hätten , dass
iore sozialistischen , in Sibirien schmachtenden Kameraden der
Duma mitkommen konnten . — Die Angelegenheit soll in der näch¬
sten Sitzung des Mailäirdcr Sozialistenvercins zur Sprache ge¬
bracht werden . Der „ Avanti " zweifelt nicht daran , dass die Ge¬
nossen scharfe Massregeln gegen Vorkommnisse der Art ergreifen
werden . Sogar die Ausstossung des Bürgermeisters Caldara aus
der Partei und der Rücktritt der gesamten sozialistischen Stadtver¬
waltung werden als Möglichkeit ins Auge gefasst .

Englische Friedeuspropagauda . Wie der Turmer „ Stampa "
aus London berichtet wird , hat die in London gegründete F r i e -

dcnsliga ein Bureau eröffuet und einen Friedensappell her¬

ausgegeben . Es wurden Druckschriften ausgelegt , die zur Unterzeich¬

nung einer Petition an die Regierung um Friedensschluß auffordern .

Französische Frauen für den Friede » . Das „ Berliner Tageblatt .

veröffentlichte kürzlich di « wichtigsten Stellen eines Flugblatts ,
das die französische Abteilung der „ Fraueuvereinigung für eilten

dauernden Frieden " unter dem Titel „ Eine dringende

Pflicht der Frauen " in grosser Auflage in ganz Frankreich
verbreitet hat . Die Friedenspropaganda der genannten Frauen¬

vereinigung ist eiiw Frucht des seinerzeit im Haag abgehaltenen

bürgerlichen Internationalen FrauenfricdenSkongresfes und war

Gegenstand heftiger Erörterungen in der Pariser nationatistischen

Presse , die auch die Konfiszierung des Flugblatts forderte . Das

Flugblatt ist aus dem Geist des bürgerlichen Pazifismus geboren .
Es fehlt ihm die geschichtliche Klarheft über die treibenden Kräfte
und das Wesen des Weltkriegs , wie die sozialistische Auffassung

gesellschaftlichen Lebens sie gibt . Allein es enthält im einzelnen sehr

beachtenswerte Ausführungen , die unzweifelhaft auch für die Stiin -

numg wachsender Bevölkerungskreise in Frankreich charakteristisch sind .

Das Flugblatt lautet in seinen entscheidenden Teilen wie folgt :
„ Seit einem Jahre mehrere Millionen Tote , mehrere Millionen

unbekannter Todeskämpfe ! Unter diesen Leichen sechshundcrt -

tausend der Unseren ! Alle Nationen Europas dezimiert , zugrunde

gerichtet . Und dies ist noch nicht alles . Denn diese Toten , diese Mil -
� lioncn sind nicht in jeder Nation die Erstbesten . Als wenn der Krieg

seine Opfer wählen würde , so find die , die er uns bis jetzt getötet

hat , und die er uns noch täglich tötet , die Besten unter uns .

Die ganze Kraft und der ganze Reichtum Frankreichs verflietzcu
mit dem Blute der Franzosen . Wie viele gute Arbeiter fehlen

schon ! Die Arbeit der Vergangenheit — diese wertvolle Reserve
des Landes — sie wird durch jede Kriegsstunde zunichte gemacht .
Man kann sagen , dass Frankreich in fünfzig Tagen für sich selbst
dcn Betrag der ihm im Jahre 1871 von Deutschland auferlegten

Kriegsentschädigung von fünf Milliarden ausgibt . Alle fünfzig

Tage fünf Milliarden !
So sieht dieser Krieg aus , dessen Wohltaten man uns rühnfte .

Stellen wir zunächst fest , dass er sich von allen anderen Kriegen

unterscheidet . Bis jetzt war die Hauptmasse der Völker dem

Kriege ferngeblieben und nur der Zusammenprall einiger Armeen

entschied über das Ergebnis . Zumcrjtenmal inderWeltgc -

schichte sind die Rationen als solche aasgeboten

undaufcinanderge warfen . Mehr als zwanzig Millionen

Menschen , alte und junge , stehen sich gegenüber .
Die Rationen , die seit mehr als einem Jahre diesem Opfer zu¬

stimmen , glauben alle an die Gerechtigkeit und an

die Heiligkeit ihrer Sache . Deshalb wiederholen sich auch

allseits dieselben Reden : Verteidigung des bedrohten Vaterlandes ,

Befreiung der Unterdrückten , Erreichung eures dauernden Frie¬
dens . Wie gross auch das Verbrechen einzelner Regierungen sein

mag , es ist eine schmerzliche , aber höchst wichtige Tatsache , dass die

Soldaten überall für die Existenz ihrer Ration zu kämpfen ver¬
meinen . Daraus kann man sich die Tatsache erklären , dass alle

Armeen , auch die früher nicht als wertvoll angesehenen , mit einem

so beispiellosen Heldenmut kämpfen .

In einem solchen Kriege , wo alle Völker für ihr Leben kämpfen ,

folgen sich die Zusammenstöße fast auf denselben Stellungen und

immer ohne Ergebnis . Die Geschichte kennt kein Beispiel einer

solchen , fast unterschiedslosen Gleichheit der Waffen , einer solchen

zu nichts führenden Krästcvergcudung . Durch die Gewalt

kann keine Nation mehr siegen . In einem Kriege aller

Vaterländer muß man ohne jede Einschräntnng sagen , daß wenn

man unter Sieg die absolute Niederlage des Gegners versteht ,

dieser ebenso wie eine Niederlage unmöglich geworden ist . Kein

Volk kann siegen , aber auch keines kann besiegt
werden . Uird wenn man unter Sieg die Tatsache des Durch -

haltcnS versteht , muh man zugeben , dass nach einem Kriegsjahr
alle Völker stegreich sind und alle uirbcsiegbar erscheinen . Anstatt
in der qualvollen Erwartung des Morgen zu leben , möge unser
Volk , indem es sich von jeder Beunruhigung wie von jedem ver¬

geblichen Ehrgeiz freimacht , doch verstehen , dass es seit einem Jahre
einen ungeheuren Sieg durch diesen unvorbereiteten , aber nicht zu
erschütternden Widerstand errungen hat , der das Erstaunen der Zu¬

kunft bilden wird . Ist aber nicht auch die Stunde ge¬
kommen , ehrlich einzusehen , dass dieser Krieg , der

keinem vor ihm gleicht , auch nicht wie die frühe¬
ren Kriege beendet werden kann ? Gehören noch lange
Monate der Agonie , um zu erkennen , dass er durch die Tapferkeit
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der Kämpfenden ebenso wie durch die Vervollkommnung der

Waffen dazu bestimmt ist . ohne Ergebnis zu bleiben ? "
Das Flugblatt übt daran anschließend Kritik an den verschiede¬

nen Parolen , mit denen man das französische Volk in den Krieg

hetzt . Was will man denn eigentlich ? Etwa Eroberungen ?
Daran hat in Frankreich niemand ernstlich gedacht . Etwa die po¬
litische Zerteilung der Zentralmächte ? Aber dann

müßte man die Mittel aufzeigen , mit denen man so etwas voll¬

bringen könnte , mit denen man ein Volk dazu bringen könnte , das

neue Regime auch wirklich anzuerkennen . Rechnet man mit der

Erschöpfung des Feindes ? Aber läuft man damit nicht

Gefahr , in dieselbe Lage zu geraten ? Will man die Befreiung
der unterdrückten Völker ? Aber gibt es die etwa nur in

Preußen und Osterreich ? Man spricht von einem dauernden

Frieden . Glaubt man wirklich , daß der durch Waffen errungen
und gesichert werden kann ? Glaubt man wirklich , daß man durch
den Krieg den Militarismus in Preußen und irgendwo anders

zerstören wird , wie man ein Dorf zerstört ? Und wie steht ' s mit der

Kriegsentschädigung ? Er ist einer der populärsten
Kriegsziele . Aber nach fünfzehn Monaten betrugen die Kricgs -
ausgaben der Verbiuidcten IlXl Milliarden . Um eine solche Last
einem Volke aufzuerlegen , müßte mau es restlos besiege », wie
weder Napoleon noch Cäsar jemals ein Volk besiegten . Der Auf -
r »f gelangt von dieser Kritik aus zu der Schlußfolgerung , daß es
neben dem Verbrechen eines vorzeitigen Friedens auch das Ver¬

brechen eines zwecklos verlängerten Krieges gibt .
Tie Frauenvercinigung verlangt nicht , daß Frankreich um den

Frieden bitte , wohl aber , daß er vorbereitet werde . Sie wünscht
daher , daß alle Regierungen der Alliierten ihre
Friede nsbcdingungcn festsetzen und bekannt¬

geben , daß die Regierungen nicht von vornherein die

Friede nsbedingungc n ablehnen , die , von welcher
Seite immer , schon gekommen sind oder noch kommen werden , und

drittens , daß die französische Regierung diese Friedciisbcdingungen
der Kammer zur P r ü f u n g und dadurch der Kontrolle

der öffentlichen Meinung unterbreiten möge . Die Vereini¬

gung hofft ,daß durch diese „ Tat der Vernunft " die friedliche

Verständigung zwischen kaltblütigen , zwischen vernünftigen
Männern wieder wie eine menschliche ?! o t w c n d i g k e i t,
wie eine Hoffnung erscheinen möge . Die Vereinigung fordert die

Frauen auf , die obengenannten Wünsche in ihren Kreisen zu
verbreiten .

Sozialistische Frauenbewegung im Ausland .

Das internationale Solidaritätsbcwußtscin und der Friedens¬
wille der englischen Genossinnen kommen in ihrer Betätigung und
in dem Organ der „ Liga für die Frauen der Arbeiterklasse " , „ The
Labour Woman " ( Die Prolctarierin ) klar zum Ausdruck . Inner¬
halb der „ Unabhängigen Arbeiterpartei " und der Arbeiterbewegung
im ganzen gehören gerade auch führende Genossinnen zu den ener¬

gischsten und ausdauerndsten Kämpfcrinncn gegen den militäri¬

schen Tienstzwang , für die wirksame internationale Solidarität

der Arbeiter aller Länder , für einen sofortigen Friedensschluß , wie
er den sozialistischen Grundsätzen entspricht . In den Frauen -
vercinigungcn und Gruppen , die dem „ Internationalen Frauen¬
rat der Sozialistischen und Arbeiterorganisationen " angeschlossen
sind , wird eifrigst die systematische Aufklärungsarbeit über die Ur¬

sachen und den Charakter des Weltkriegs fortgesetzt . Alles , was
dabei den Genossinnen als ein Verschulden der Regierung des eige¬
nen Landes erscheint , wird vom grundsätzlichen Standpunkt aus
einer rücksichtslosen Kritik unterzogen . Die gleiche Kritik richtet

sich auch gegen die unzulängliche soziale Fürsorge , die das Kricgs -
clcnd der breitesten Massen lindern soll , wie gegen die Maßnahmen ,
die angeblich im Interesse der Landesverteidigung die alten poli¬
tischen Freiheiten und Rechte des englischen Volkes beschränken .
Es versteht sich , daß die englischen Genossinnen selbst alles tun ,
was in ihren Kräften steht , um der Not des arbeitenden Volkes ,
im besonderen aber der Not der Frauen und Kinder zu steuern .
Sie suchen zu diesem Zwecke in allen Körperschaften , auf alle Ein¬

richtungen Einfluß zu gewinnen , die der sozialen Fürsorge
dienen . Sic gründen eigene Hilfs - und Aktionsausschüsse , streben
nach selbständiger Vertretung in Komitees und Kommissionen , die
von den Behörden oder auch von bürgerlichen Gruppen ins Leben

gerufen werden , und lassen sich überall angelegen sein , in der Rich¬

tung ihren eigenen Forderungen die Dinge vorwärts zu treiben .

Trotz dieser umfangreichen Betätigung vernachlässigen sie das

theoretische und propagandistische Werk der Erziehung zur inter¬

nationalen , sozialistischen Arbcitcrsolidarität nicht . Umgekehrt : sie

widmen ihm fortgesetzt die größte Aufmerksamkeit und Kraft . Mut¬
voll kämpfen sie gegen den verhetzenden Jingoismus an , stellen sie
seinen brutalen Losungen die Ideale des Völkcrfricdens und der

Völkerverbrüderung entgegen . Namentlich bestreben sie sich auch
auf die Mütter in der Arbeiterklasse einzuwirken , daß sie in ihren
Kindern den chauvinistischen Geist mancher Schulen , Lehrer und

Lehrerinnen nicht mächtig werden lassen , sondern ihr Heim zu einer

Pflegcstätte sozialistischen Geistes machen .

Frauenarbeit .

Frauenarbeit und wirtschaftliche Kämpfe in Frankreich . Aus
einein etwas rosig gemalten Artikel der Basler „ Nationalzeitung "
über die Arbeits - und Arbcitcrvcrhältnisse in Frankreich entnehmen
wir folgende Angaben :

„ Die Frauen , die sich durch den plötzlichen Stillstand in der

Moden - , Wäsche - und Kleidcrindustrie großer Not ausgesetzt sahen ,
haben inzwischen ihr Los wesentlich verbessern können , auch die

. Heimarbeiterinnen . Philanthropische Gesellschaften haben für sie

zahlreiche Arbeitsgelegenheiten geschaffen . SehrvicleFraucn
werden heute in der Kriegsindustrie beschäftigt ; so
arbeiten in St . Chamond gegenwärtig 2000 Arbeiterinnen , die

früher in der Nestelfabrikation bei zehnstündiger Arbeitszeit auf
einen Taglohn von 2,2ö Franken kamen , heute nur acht Stunden

und erhalten dafür einen Taglohn von 3 bis 4 Franken . Ende Juli
ISIS waren bereits 45 000 Frauen in der Kriegsindustrie beschäf¬
tigt ; ihre Zahl ist inzwischen auf 120 000 gestiegen .

Angesichts dieser Tatsachen braucht es nicht zu verwundern , daß
in den französischen Arbeiterfamilien mancherorts ein bescheidener
Wohlstand einzuziehen beginnt . Wenn der Gatte unter den Waffen
steht , bezieht die Frau an Untcrstützungsgcldern für sich 1,20 Fran¬
ken und für jedes Kind 50 Centimes pro Tag . Da sie außerdem

noch mit Naturalien regelrecht unterstützt wird und die Wohltaten
des Moratoriums für Mietzins genießt , so kann eine tüchtige ar¬

beitswillige Frau auch in dieser schweren Kriegszeit mit ihrer
Familie ihr Anskommcn finden , nm so mehr , als zahlreiche wohl¬
tätige Institute mit weiteren Geld - und Naturalzuschnsscn stets

zur Hand sind . "

Daß der Pariser Korrespondent der Basier „ Nationalzeitung " ,
jedenfalls im Interesse der „heiligen Einheit " , die Verhältnisse
viel zu günstig schildert , beweisen verschiedene umfangreiche und
energisch durchgeführte A r b c i t c r i n n e n st r c i k s. Auch in

Frankreich kommt ein „bescheidener Wohlstand " nur in die Woh¬
nungen eines kleinen Teiles der Arbeiterschaft , der in der

Rüstungsindustrie besonders gut beschäftigt ist . Der „be¬

scheidene Wohlstand " wird erworben durch überlange Arbeitszeit ,

durch schwere , den Fraueiiorganismus schädigende Arbeit , und nicht

zuletzt durch die anerzogene , kaum noch menschenwürdige An¬

spruchslosigkeit mancher Frauen . In anderen Erwcrbszweigen ,

zum Beispiel in der Schneiderei und Textilindustrie
sind auch in Frankreich die Löhne und Arbeitsverhältnisse nicht

besser , sondern infolge der Kriegsverhältnisse schlechter geworden
als früher . Hier sehen denn auch die Frauen ein , daß nur durch
den Kampf ihre Lage verbessert werden kann . So haben tue

Pariser Schneiderinnen vor einigen Wochen einen Lohn -

kampf siegreich durchgefochten . Ein Streik der Weberinnen

wird aus Vicnne , im Departement Jsöre gemeldet . Da die

Unternehmer von Vicnne den hundertfach berechtigten Forderungen
der Arbeiterinnen nicht entsprechen wollten , legten diese a u f e i n -

mal und einhellig die Arbeit nieder . Auch hier ist zu er¬

warten , daß der Kampf mit vollem Erfolg endet . Daß sogar in der

M u n i t i o n s i n d ust r i e nicht alles so rosig ist , wie der an¬

geführte Artikel schildert , beweist folgender Umstand : Die sich

häufenden Klagen der Arbeiterinnen haben den Untcrstaatssekretär

für Artillerie und Munition , Albert Thomas , veranlaßt , eine

Untersuchung über die Arbeitsverhältnisse zu veranstalten . Ein

Beispiel , wie nötig und nützlich es ist , daß die Arbeiterinnen nicht
alles stumm und geduldig hinnehmen . Wie überall , so haben auch
in Frankreich die Arbeiterinnen ein Interesse daran , daß die schäd¬

liche Legende von ihrem „ bescheidenen Wohlstand " totgeschlagen

wird , und daß sie sich geschlossen zum Kampfe für bessere Arbeits¬

bedingungen stellen .
Die Fra » als Bäckeri » scheint der Krieg wieder in das allgemeine

Wirtschaftsleben einzuführen . Die Londoner Bäckermeister er¬

wägen die Frage , Frauen als Gehilfen einzustellen . Eine der größ¬
ten Bäckereien im Osten der Stadt ist bereits mit der Neuerung

vorangegangen . Sie hat ausgebildete Vorarbeitcrinncn angestellt ,
die sich auf die Kunst der Teigbereitung verstehen , die bisher als
ein ausschließlich männliches Geschäft angesehen wurde . Und das
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obgleich uns die Kulturgeschichte und die Völkerkunde lehren , dah

auf frühen , bestimmten Stufen der wirtschaftlichen und gesellschaft¬

lichen Entwicklung das Backen wie das Mahlen und der Getreide¬

bau zu dem Ausgabenkreis der Frau gehörte .

Fürsorge für Mutter « ud Kind .

Reichsgesetzlichen MutterschaftS - und Säuglingsschutz hat die

Sozialdemokratische Arbeitsgemeinschaft beim

Etat für das Reichsamt des Innern zum Kapitel des Gesund¬

heitsamts gefordert und vertreten . Sie bracht « diese Ziesolotion
ein : „ Der Reichstag wolle beschließen : die verbiuideten Regierungen

zu ersuchen , einen Gesetzentwurs vorzulegen , wodurch Mutter - und

Säuglingsschutz sowie die Geburtshilfe allgemein reichsgcsctzlich ge¬

regelt werden . "
Eine ähnliche , aber nicht so lveitgchcnde Forderung erhob eine

Resolution , die der Abgeordnete Bassermann mit einem Teil

der nationalliberalen Reichstagsabgeordncten zusammen einbrachte .
Sie besagt : „ Der Reichstag wolle beschließen : den Herrn Reichs¬

kanzler zu ersuchen , einen Gesetzentwurf dem Reichstag zur Be¬

schlußfassung vorzulegen , durch den die Leistungen der für die

Kriegszeit eingerichteten Reichswochcnhilse zu Rcgclleistungen der

Krankenversicherung gemacht werden . "

Auch das Zentrum ist für besseren Mutterschutz eingetreten . Das
aber in Vcroindung mit vielen anderen Resormwünschen und mit
dem Hinweis auf das Ziel , dem Geburtenrückgang zu steuern . Es

brachte die nachstehende Resolution ein : „ Der Reichstag wolle be¬

schließen : Die Anträge Nr . 2g4 und 308 einem besonderen Aus¬

schuß zu überweisen , mit dem Auftrag , neben den in den Anträgen

angeregten Forderungen auch noch sonstige Maßnahmen in Gesetz¬

gebung und Verwaltung ( Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten ;
Ausbau der Reichsverficherung , der Bcamtenbesoldung , des Woh¬

nungsgeldzuschusses , der Hinterbliebenensürsorge , der Steuergesetz¬
gebung usw . im Sinne einer besonderen Berücksichtigung der kinder¬

reichen Familien und anderes ) vorzuberaten , die geeignet sind , dem

bedrohlichen Geburtenrückgang entgegenzuwirken . "
Der Antrag des Zentrums hat leider zunächst die sozialistische

Resolution zu Falle gebracht . Sie ist vom Genossen K u n e r t in
einer trefflichen Rede begründet worden , mit deren Abdruck wir

in folgender Nummer beginnen . Denn sie ist geeignet , dazu beizu¬
tragen , außerhalb des Reichstags eine Macht zu schassen , die die

Forderung des Mutter - und Säuglingsschutzes eines Tages zum
Siege führt . Diese Macht ist das Wissen , Wollen und Handeln der

breitesten Frauenmafien , der Mütter des arbeitenden Volkes , die

begreifen , daß sie ihre Kinder und um ihrer Kinder willen sich
selbst gesund und stark an Leib und Seele erhalten müffeu ; der
Mütter des arbeite , wen Volkes , die ihrer Pflicht bewußt sind , in

ihren Kindern die Zukunft vorzubereiten .

Fraueustimmrecht .
Vom Franenwahlrecht in Schweden . Ein sehr beschränkter

Kreis steucrzahlender Frauen in Schweden hat kürzlich wieder das

Wahlrecht ausgeübt . Am 2b . März haben die kommunalen Wahlen
zu den Landsthingen ( Bezirksräten ) stattgefunden , zu denen auch be¬

stimmten kleinen Kategorien besitzender Frauen das Stimmrecht
zusteht . Als Mitglieder dieser Körperschaften können jedoch Frauen
nicht gewählt werden . Über die Beteiligung der Frauen an den

Wahlen konnten wir noch nirgends Berichte finden . Von den 24

Lands - beziehungsweise Bezirkshauptmannschaften — Läne — , in
die Schweden eingeteilt ist , haben 23 je ein Landsthing zu wählen ,
der 24. Län , Kalmar , hat deren zwei . Die LandSthingc find Verwal -

tungskörperschaften , die für ihren Bezirk über Fragen des Han¬
dels - , Gewerbe - und Verkehrswesens , der öffentlichen Hygiene , der
i - >chul - und Volksbildung usw . zu befinden haben . Außerdem
steht ihnen aber ein wichtiges politisches Recht zu . Zusammen mit
den Bevollmächtigten der fünf größeren schwedischen Städte wählen
die Landsthinge die Mitglieder der Ersten Kammer des Reichstags .
Da das Wahlrecht zu den Landsthingen an die Stcuerleistung ge¬
bunden ist und den ländlichen Großgrundbesitz stark begünstigt , hat
die Erste Kammer ein ausgesprochen reaktionäres Gepräge . Es ist
daher nicht verwunderlich , daß sie sich gegen die Einführung des
Fraucnwahlrechts sträubt , für die in der Zweiten Kammer die
Aussichten nicht ungünstig sind .

Angesichts dieser Sachlage hatten die schwedischen Frauen -
stimmrcchtsorganisationen beschloffen , die politische Macht der
weiblichen Wahlberechtigten zu den Landsthingen zu mobilisieren .
Die letzte Konferenz dieser Vereinigungen im Januar beschloß ,

daß die lokalen Fraucnstimmrechtsgruppen alle Kandidaten zu den

Landsthingen zu befragen hätten , wie sie sich zur Einführung
des politischen Frauenwahlrechts stellen . Ihre Antworten soll¬
ten in der Lokalpresse veröffentlicht und dann zusammen¬

gestellt werden . Zweck der Befragung war , die wahlberech¬

tigten Frauen zu veranlassen , in die Landsthinge nur An¬

hänger der politischen Gleichberechtigung der Geschlechter zu ent¬

senden und dadurch mittelbar eine srauenrechtssrcundlich « Zu¬

sammensetzung der Ersten Kammer herbeizuführen . Mit welchem

nächsten praktischen Erfolg , das steht dahin , eben weil die Zahl der

weiblichen Wahlberechtigten sehr klein ist und zum Teil gerade

Frauen von starkkonservativer Gesinnung in sich begreift . Jeden¬

falls aber wird der eine große Gewinn zu buchen sein , daß die

frauenrechtlcrische Aktion Frauen und Männer gezwungen hat ,

sich mit der Frauenwahlrechtsfrage zu beschäftigen . Dabei er¬

wachen die Geister , und der Wille der einzelnen wird zum Handeln

für ein gemeinsames Ziel gestählt . Das Wissen , Wollen und Han¬
deln breiter Bevölkerungsmaffcn aber ist in jeder Beziehung eine

treibende Macht .
Daö Franenstimmrrcht in der Schweiz . In verschiedenen

Kantonen der Schweiz besteht bereits das Wahlrecht und die Wähl¬
barkeit der Frau zu gewissen Ämtern und Behörden . So gehören in

der Stadt Zürich der Schulpslege 1ö weibliche Mitglieder an ,

darunter 43 Genossinnen . Eine Genossin ist Mitglied der Zentral¬

schulpflege . Die Frauen find in Zürich auch in die Gewerbe -

ge richte und Armenbehörden wählbar . Seit 4912 fun¬

giert in Zürich ein weiblicher Amtsvormund . Im Gesund¬

heitsamt find Wohnungsinspektorinnen tätig , auch eine

Polizei - und Gewerbeinspektorin hat Zürich , letztere

ist nicht städtische , sondern katonale , also staatliche Beamtin . Die

Kantone Basel Stadt und Luzern haben ebenfalls Äe -

wcrbcinspektorinnen . Im Kanton Tessin find die

Frauen an Stelle der während der Saison abwesenden Männer

in allen Gemeindeangelegenhciten stimmbe¬

rechtigt . Di « Frauen haben im Kanton W a l l i s das gesetzliche

Stimmrecht für die G e m e i n d e a r m e n b c h ö r d e n. In den

Städten Neuenbürg und Chaux - de - Fonds besitzen die

Frauen für die Schul - nnd Armenbehörden das aktioe

und passive Wahlrecht , ebenso im Kanton Appenzell . Im Kan¬

ton Genf steht den Frauen das aktive und passive Wahlrecht für
die G e w c r b e g e r i ch t e zu , in den Kantonen Neuenburg ,

Genf und Waadt für die kirchlichen Angelegen¬

heiten .
Kürzlich hat die Geschästslcitung der schweizerischen so¬

zialdemokratischen Partei einen Aufruf an die Partei¬

genossen veröffentlicht , der sie auffordert , für die Förderung
des Frauenwahlrechts einzutreten . Die kantonalen G< -

schäftsleitungcn sollen die nötigen Schritte tun , damit durch eine

Revision der Verfassungen und Gesetze das Frauenwahlrccht ein¬

geführt wird .

Im KantonSrat von St . Gallen ist bereits ein sozialdemo¬

kratischer Antrag anhängig auf Einführung des Frauenwahlrechts .
Die Kordcrnng dürste für die Schul - , Gemeinde - und Kirchcn -

behördcn verwirklicht werden . Im Bern er Kantonsrat wird

gegenwärtig ein neues Gemcindegcsetz beraten , zu dem die sozial¬

demokratische Fraktion den Antrag auf Gleichberechtigung derFrauen

mit den Männern in den Bestimmungen über das Wahlrecht stellte .
Der Antrag wurde einer Kommission zur Prüfung bis zur zweiten

Lesung der Gesetzesvorlagc überwiesen .

K Der verband der kjausangestellten . Ortsgruppe 8
8 Hamburg , sucht zum I . September eine erfahrene 8

8 Geschäftsführerin �
5 die zugleich die Kassengeschäfte übernimmt und in allen �
A agitatorischen und schriftlichen Arbeiten bewandert ist . �
8 Schriftliche Bewerbungen sind bis 8. Juli dieses Jahres A
y unter „ Bewerbung " an das Bureau des Verbandes , 8

kfamburg , Lesenbinderhof 57 IV zu richten . 8
8 Gehalt nach Übereinkunft . 8

««ranlioorUtch für vte Si. - ixirns »: Frau Mar » ZklUn WUdrli »»hev «.
Post TegrrloÄ bei Sinltgort .

Prüll und Vcrlag va » J . H. W. Tie « Nachf . lS. nr . d. H. m eiuilgaN .
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